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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 R 214/13 B 
 
L 3 R 357/12 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 18 R 114/09 (SG Halle) 
 
 
 
………………………………………., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Paracelsusstraße 21, 06114 Halle, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. Juli 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r  

und den Richter K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 2. Mai 2013 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im vorbezeichneten Beschluss Prozesskostenhilfe zu bewilli-

gen und Rechtsanwalt R.       N.            aus L.         beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 2.5.2013 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch des Klägers auf Ren-

te wegen Erwerbsminderung ab dem 1.2.2008 verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt und gleichzeitig beantragt, ihm Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsan-

walt R.        N.          aus L.          beizuordnen. In der Beschwerdebegründung wird ein Verfah-

rensmangel geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist offensichtlich unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Da-

rüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Beschlusses besteht. 

 

Soweit der Kläger einen Verstoß gegen die tatrichterliche "Amtsermittlungspflicht" (§ 103 SGG) 

geltend macht, lässt er die besonderen Anforderungen dieser Rüge unbeachtet. Denn nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann ein Verfahrensmangel "auf eine Verletzung des § 103 nur 

gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das Landessozialgericht 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist". Der im Berufungsverfahren rechtskundig ver-

tretene Kläger behauptet jedoch nicht, er habe nach Erhalt der Anhörungsmitteilung (§ 153 

Abs 4 S 2 SGG) einen derartigen Beweisantrag - im hier maßgeblichen Sinn der ZPO (§ 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG iVm § 118 Abs 1 S 1 SGG, §§ 403, 412 Abs 1 ZPO) - erstmals gestellt 
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oder wiederholt. Dass das LSG im vereinfachten Beschlussverfahren nach § 153 Abs 4 S 1 

SGG entschieden habe, ohne eine entsprechende Anhörungsmitteilung an die Beteiligten zu 

richten, ist nicht vorgetragen. 

 

Die Bitte des Klägers um einen richterlichen Hinweis für den Fall, dass "weiterer Vortrag notwen-

dig sein" sollte, führt nicht dazu, dass zunächst von einer Entscheidung über die unzureichend 

begründete Beschwerde abzusehen wäre. Denn der Senat ist nicht verpflichtet, den anwaltlich 

vertretenen Kläger vor einer Entscheidung über seine Beschwerde auf Mängel der Beschwerde-

begründung hinzuweisen. Die Bestimmung des § 106 Abs 1 SGG gilt insoweit nicht. Das Gesetz 

unterstellt vielmehr, dass ein Rechtsanwalt auch ohne Hilfe des Gerichts in der Lage ist, eine 

Nichtzulassungsbeschwerde formgerecht zu begründen (Senatsbeschlüsse vom 10.8.2011 

- B 5 RS 40/11 B - BeckRS 2011, 75710 und vom 15.5.2012 - B 5 RS 70/11 B - sowie BSG 

Beschlüsse vom 31.5.2011 - B 13 R 103/11 B - BeckRS 2011, 73429 und vom 21.7.2010 

- B 7 AL 60/10 B - Juris RdNr 7). Gerade dies ist ein Grund für den Vertretungszwang des § 73 

Abs 4 SGG (BSG Beschluss vom 16.11.2011 - B 13 R 317/11 B - BeckRS 2012, 70222 RdNr 6). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Da die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, kann dem 

Kläger für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von 

Rechtsanwalt N.            nicht gewährt werden (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 S 1, § 121 Abs 1 

ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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